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Reichs-Geſetzblatt. 


ME 4 


nhalt: Verordnun „betreffend den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke im 
9 9 9 
Schutzgebiete der Marſchall⸗Inſeln. S. 145. 


(Nr. 1859.) Verordnung, betreffend den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der 
Grundſtücke im Schutzgebiete der Marſchall⸗Inſeln. Vom 22. Juni 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiser, König 
von Preußen ıc. 


verordnen auf Grund des §. 3 Nr. 2 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe 
der deutſchen Schutzgebiete (Reichs⸗Geſetzbl. 1888 S. 7 5), im Namen des Reichs, 
was folgt: 


§. 1. 

Der Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke im 
Schutzgebiete der Marfchall-Infeln regelt ſich, ſoweit nicht im Folgenden ab⸗ 
weichende Beſtimmungen getroffen ſind, nach den Vorſchriften des preußiſchen 
Rechts, insbeſondere des Geſetzes über den Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belaſtung der Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtändigen Gerechtigkeiten vom 
5. Mai 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 433). 


Ss % 

Die Auflaſſungserklärungen des eingetragenen Eigenthümers und des neuen 
Erwerbers ($. 2 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872) 
können auch ſchriftlich erfolgen. Eine gleichzeitige Abgabe beider Erklärungen iſt 
nicht erforderlich. 

N 

Die auf die Grundſchuld und auf das Bergwerkseigenthum bezüglichen 
Vorſchriften des Geſetzes über den Eigenthumserwerb ſowie die Grundbuchordnung 
vom 5. Mai 1872 bleiben außer Anwendung. 

Die an Stelle der letzteren zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen 
Vorſchriften werden vom Reichskanzler erlaſſen. 
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F. 4. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf den Erwerb von herrenloſem 
Land, ſowie auf die Grundſtücke der Eingeborenen keine Anwendung. Jedoch 
bleiben Grundſtücke, welche in das Grundbuch eingetragen ſind, den Beſtim⸗ 
mungen der ٩٩.1 bis 3 unterworfen, auch wenn ſie in das Eigenthum eines 
Eingeborenen übergehen. 


F. 5. 


Für die Beſitzergreifung von herrenloſem Land oder die aus Verträgen 
mit Eingeborenen wegen Erwerbung oder dinglicher Belaſtung von Grundſtücken 
abzuleitenden Rechte find die in den Verordnungen des Kaiſerlichen Kommiſſars 
vom 8. Januar 1887 und 28. Juni 1888 enthaltenen oder ſpäter von dem 
Reichskanzler oder mit Genehmigung desſelben von dem Kaiſerlichen Kommiſſar 
zu erlaſſenden Beſtimmungen maßgebend. 


$. 6. 

Die Eintragung bisher erworbener Rechte, welche auf Erwerbstitel der im 
vorigen Paragraphen bezeichneten Art gegründet werden, findet, ſoweit die be⸗ 
treffenden Anſprüche nach ٩6, 3 und 4 der von dem Kaiſerlichen Kommiſſar 
unter dem 8. Januar 1887 erlaſſenen Verordnung bei dieſem anzumelden waren, 
nur ſtatt, wenn den Vorſchriften der bezeichneten Verordnung genügt iſt. 

Die Eintragung der hiernach angemeldeten und von dem Kaiſerlichen 
Kommiſſar feſtgeſtellten Anſprüche erfolgt von Amtswegen durch die Grund⸗ 
buchbehörde. 

Soweit die Pleaſant⸗Inſel in Betracht kommt, muß der Antrag auf Ein⸗ 
tragung der vor dem 16. April 1888 — dem Tage der Erklärung der deutſchen 
Schutzherrſchaft über dieſe Inſel — erworbenen Rechte ſpäteſtens bis zum 
1. März 1890 geſtellt werden. Anſprüche, welche bis zu dieſem Termin durch 
Stellung des bezeichneten Antrages nicht geltend gemacht worden ſind, verlieren 
von Rechtswegen ihre Wirkſamkeit. 


* 
Die Eintragung der im vorigen Paragraphen bezeichneten Anſprüche er⸗ 


folgt, falls die Prüfung des Erwerbstitels des Antragſtellers und ſeiner etwaigen 
Rechtsvorgänger die Rechtsgültigkeit desſelben ergiebf. 

Zur Ergänzung des Beweiſes kann die Grundbuchbehörde entſprechende Cr 
mittelungen vornehmen ſowie eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung ent⸗ 
gegenſtehender Anſprüche erlaſſen. Für die Anmeldung iſt eine Friſt von mindeſtens 
drei Monaten zu beſtimmen. Die Bekanntmachung der Aufforderung erfolgt 
durch Anheftung an die Gerichtstafel. 

Die Grundbuchbehörde kann von den im vorhergehenden Abſatz bezeichneten 
Maßregeln abſehen, wenn der Antragſteller und ſeine etwaigen Rechtsvorgänger 


— 147 — 
mindeſtens während der letzten drei Jahre im ungeſtörten Beſitze des betreffenden 
Grundſtücks geweſen ſind. 


F. 8. 


Die Beſtimmungen der Nummer IV der Erklärung, betreffend die gegen⸗ 
ſeitige Handels⸗ und Verkehrsfreiheit in den deutſchen und englischen Beſitzungen 
und Schutzgebieten im weſtlichen Stillen Ocean, vom 10. April 1886 werden durch 
die HF. 6 ff. nicht berührt. Die Eintragung der Anſprüche britiſcher Staats⸗ 
angehöriger im Grundbuche erfolgt, ſobald ſie durch die Entſcheidung der in 
Nummer IV der Erklärung vorgeſehenen gemiſchten Kommiſſion feftgeftelit find, 
von Amtswegen durch die Grundbuchbehörde. 


§. 9. 


Die Beſtimmungen dieſer Verordnung ſtehen dem Erlaß von Vorſchriften, 
durch welche zum Schutze der Eingeborenen oder ſonſt im öffentlichen Intereſſe 
Eigenthumsbeſchränkungen eingeführt werden, nicht entgegen. 


$. 10. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1889 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Juni 1889. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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